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Gemeindeordnung für Baden-Württemberg  
-§ 81 Erlass einer Haushaltssatzung- 
 
 
Sehr geehrte Frau Staatssekretärin, 
 

die CDU/FDP Vorgängerregierung hat die Gemeindeordnung für Baden-Württemberg in 
der Fassung vom 24. Juli 2000 zum 31.12.2005 geändert. 
Es geht uns hier insbesondere um den § 81 GemO -Erlass einer Haushaltssatzung-. 
 
Mit der Änderung des § 81 GemO ist ein kommunales und gleichzeitig ein wichtiges 
demokratisches Bürgerrecht abgeschafft worden.  
Bis zur Änderung des § 81 GemO war es für Einwohner und Abgabepflichtige möglich, 
innerhalb einer öffentlichen Auslegungsfrist, Einwendungen gegen den Entwurf eines 
Haushaltsplanes zu erheben.  
Dieses Bürgerrecht, so die Begründung für die damalige Änderung, sei nicht in 
Anspruch genommen worden. Eine für uns fadenscheinige Begründung. Bürgerrechte 
müssen formuliert bleiben. Denn für Bürgerrechte muss auch politisch geworben und 
mobilisiert werden können.  
 
Sehr geehrte Frau Staatssekretärin, 
wir möchten sie bitten, dieses demokratische Bürgerrecht, das klamm heimlich in der 
Gemeindeordnung für Baden-Württemberg abgeschafft wurde, wieder in den alten 
Stand zurückzuversetzen. Eine Mehrheit in der Regierungskoalition des Landes Baden-
Württemberg für diese Gesetzesinitiative sollte auf Grund der Wichtigkeit von 
Bürgerbeteiligungen vorhanden sein. 
 

Als Anlagen:       
eine Abschrift der alten Fassung     
Auszug des § 81 GemO gültige Fassung   

 
Sehr geehrte Frau Staatssekretärin, 
 

da die Haushaltsentwürfe der Städte und Gemeinden spätestens im November dieses 
Jahr in die Beratungen gehen, halten wir es für dringend erforderlich, dass Sie, 
gemeinsam mit Ihrem Koalitionspartner eine parlamentarische Initiative einbringen.  
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Diese würde auch Ihrer Koalitionsvereinbarung im Hinblick auf „mehr Demokratie in den 
Kommunen“ entsprechen.  
 
In der Hoffnung auf baldige Nachricht von Ihnen  
verbleiben wir mit freundlichen Grüßen  
 

Der Kommunalpolitische Arbeitskreis der 
DKP Heidenheim 
i.A.  
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